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Das fordernDas fordern
die Parteiendie Parteien
in derin der
Renten-Renten-
politikpolitik

Mit SteuermittelnMit Steuermitteln
Allen, die ein Leben langAllen, die ein Leben lang
Vollzeit beschäftigt wa-Vollzeit beschäftigt wa-
ren, verspricht dieren, verspricht die
Union eine Rente ober-Union eine Rente ober-
halb des Existenzmini-halb des Existenzmini-
mums. Diese soll be-mums. Diese soll be-
darfsabhängig und ausdarfsabhängig und aus
Steuermitteln finan-Steuermitteln finan-
ziert sein. Zudem wol-ziert sein. Zudem wol-
len CDU und CSU Kin-len CDU und CSU Kin-
dererziehungszeitendererziehungszeiten
bei der Rente stärkerbei der Rente stärker
berücksichtigt wissen. berücksichtigt wissen. 

SolidarischSolidarisch
Ziel sind Bürgersozial-Ziel sind Bürgersozial-
versicherungen. In derversicherungen. In der
Altersvorsorge plädiertAltersvorsorge plädiert
die SPD deshalb fürdie SPD deshalb für
eine gemeinsame Versi-eine gemeinsame Versi-
cherung aller Erwerbs-cherung aller Erwerbs-
tätigen – inklusive „So-tätigen – inklusive „So-
lo-Selbstständiger“.lo-Selbstständiger“.
Die geförderte Alters-Die geförderte Alters-
teilzeit will sie bis 2015teilzeit will sie bis 2015
verlängern. Ab dem 60.verlängern. Ab dem 60.
Lebensjahr sollen Teil-Lebensjahr sollen Teil-
renten möglich sein. renten möglich sein. 

Privat vorsorgenPrivat vorsorgen
Die FDP setzt in der Al-Die FDP setzt in der Al-
terssicherung auf mehrterssicherung auf mehr
private Kapitaldeckung.private Kapitaldeckung.
Dazu sollen die privateDazu sollen die private
und die betriebliche ka-und die betriebliche ka-
pitalgedeckte Vorsorgepitalgedeckte Vorsorge
gestärkt werden. Dasgestärkt werden. Das
Renteneintrittsalter sollRenteneintrittsalter soll
ab 60 frei wählbar sein,ab 60 frei wählbar sein,
sofern Altersbezügesofern Altersbezüge
über dem Grundsiche-über dem Grundsiche-
rungsniveau zu erwar-rungsniveau zu erwar-
ten sind. ten sind. 

Gegen KürzungenGegen Kürzungen
Die Linken stellen dieDie Linken stellen die
die gesetzliche Renten-die gesetzliche Renten-
versicherung ins Zen-versicherung ins Zen-
trum der Altersvor-trum der Altersvor-
sorge und wollen Sub-sorge und wollen Sub-
ventionen für privateventionen für private
Vorsorge dorthin umlei-Vorsorge dorthin umlei-
ten. Kürzungsfaktorenten. Kürzungsfaktoren
der letzten Reformender letzten Reformen
sollen rückgängig ge-sollen rückgängig ge-
macht und alle Rentnermacht und alle Rentner
mindestens 800 Euromindestens 800 Euro
zum Leben haben. zum Leben haben. 

Unter einem DachUnter einem Dach
Die Grünen fordern eineDie Grünen fordern eine
Bürgerversicherung fürBürgerversicherung für
alle. Zugleich wollen siealle. Zugleich wollen sie
private Vorsorge weiterprivate Vorsorge weiter
fördern. Wer „ein Lebenfördern. Wer „ein Leben
lang gearbeitet“ oderlang gearbeitet“ oder
dem Arbeitsmarkt zurdem Arbeitsmarkt zur
Verfügung gestandenVerfügung gestanden
hat, soll eine Garantie-hat, soll eine Garantie-
rente erhalten, die überrente erhalten, die über
der Grundsicherung inder Grundsicherung in
der Rentenversiche-der Rentenversiche-
rung liegt. rung liegt. 

Mit Rentengarantie auf Wählerfang
Die Bundesregierung und die Senioren – Eine Bestandsaufnahme

Mal gut versorgt, mal von Armut bedroht: Rentner in Deutschland. 

Von Uwe Westdörp

OSNABRÜCK. 20 Millionen
Rentner sind 20 Millionen
Wähler. Die Große Koalition
ist sich dessen bewusst und
hat Seniorinnen und Senio-
ren in diesem Jahr gleich
zweimal erfreut: Mit einer
überraschend starken An-
hebung der Renten und ei-
ner Rentengarantie. 

Wie sich die Bilder glei-
chen: Es war im Jahr 1986, da
ließ Bundesarbeitsminister
Norbert Blüm (CDU) freu-
destrahlend plakatieren:
„Denn eines ist sicher: die
Rente.“ Blüms Nachfolger
Olaf Scholz (SPD) mochte
dem nicht nachstehen.
Forsch drängte er auf eine
Rentengarantie. Mit Erfolg:
Anfang Mai hat das Bundes-
kabinett eine Schutzklausel
beschlossen, nach der die
Renten niemals sinken dür-
fen – auch dann nicht, wenn
Bruttolöhne und -gehälter,
an welche die gesetzlichen
Altersbezüge eigentlich ge-
koppelt sind, einmal sinken. 

Beide Minister hatten so
ihren stark beachteten Auf-
tritt. Doch trotz aller großen
Worte bleibt die Alterssiche-
rung eine Dauerbaustelle.
Hier eine Übersicht:

Demografischer Wandel: Er
ist d i e zentrale Herausforde-
rung. Während 1955 fünf Er-
werbstätige für die Rente ei-
nes Ruheständlers aufkamen,
waren es 1991 nur noch vier
und 2006 noch drei Arbeit-
nehmer. Tendenz: weiter fal-
lend. Als Konsequenz hat die
Koalition die Rente mit 67
durchgesetzt. Danach wird
das Renteneintrittsalter, ab
dem es eine abschlagsfreie
Rente gibt, beginnend im
Jahr 2012 bis 2029 schritt-
weise auf 67 angehoben. Zu-

dem wurden einige dämpfen-
der Faktoren in die Renten-
formel aufgenommen. Folge:
Nullrunden und ein Absinken
des Netto-Rentenniveaus.
Dies macht mehr private Vor-
sorge notwendig, was sich
aber nicht jeder leisten kann –
ein weiteres Problem. 

Altersarmut:  Hier spielen
vier Faktoren eine maßgebli-
che Rolle, so Herbert Rische,
der Präsident der Deutschen
Rentenversicherung Bund:

„Invalidität vor Erreichen
des Rentenalters, unstetige
Erwerbs- und Versicherungs-
verläufe, Langzeitarbeitslo-
sigkeit sowie langjährige Tä-
tigkeit im Niedriglohnsek-
tor.“ Rische fordert unter an-
derem höhere Beiträge für
Langzeitarbeitslose. Sie er-
werben nach seinen Worten
pro Jahr nur einen Renten-
anspruch von 2,17 Euro. 

„Minilöhne führen zu Mi-
ni-Renten“, betont der Sozi-
alverband Deutschland. Er

verlangt zur Vermeidung von
Altersarmut einen bundes-
weiten gesetzlichen Mindest-
lohn von 7,50 Euro. 

Nach Angaben des Verban-
des haben im Jahr 2007 be-
reits 750 000 Menschen (5,9
Prozent mehr als im Vorjahr)
eine Rente unterhalb der
Grundsicherung erhalten.
Die Grundsicherung beträgt
625 Euro im Monat. Um die-
ses Niveau zu überschreiten,
muss ein Arbeitnehmer ge-
genwärtig 25 Jahre lang Bei-

träge von einem Durch-
schnittsverdienst von 31000
Euro jährlich bezahlen. 

Rentenhöhe: Die gesetzli-
chen Renten sind zum 1. Juli
so stark wie seit über zehn
Jahren nicht mehr gestiegen:
im Westen um 2,41 Prozent,
im Osten um 3,38 Prozent.
Der „Eckrentner“ mit 45 Bei-
tragsjahren und Durch-
schnittseinkommen erhält in
den westlichen Bundeslän-
dern monatlich 1224 Euro
(brutto). Tatsächlich sind
viele Renten – unter anderem
wegen einer geringeren Zahl
von Beitragsjahren – aber
deutlich niedriger. So erhiel-
ten Männer in den alten Bun-
desländern 2008 nach Abzug
von Kranken- und Pflegever-
sicherung im Durchschnitt
822 Euro ausgezahlt; bei den
Frauen waren es 468 Euro. 

Aufgrund der Rentenre-
formen wird das Nettoren-
tenniveau nach Angaben des
Sozialverbandes bis 2030 auf
43 Prozent fallen (nach 53
Prozent in 2004). 

Finanzierung:  Der Renten-
beitragssatz dürfte laut Präsi-
dent Rische bis 2013 bei 19,9
Prozent des Bruttoeinkom-
mens bleiben. Unlängst war
noch ein Absinken ab 2012 er-
wartet worden. Dabei waren
aber Wirtschaftskrise und hö-
here Arbeitslosenzahlen noch
nicht berücksichtigt. Nun
werden im Schnitt 4,6 Millio-
nen Erwerbslose unterstellt.

Zusätzlich zu den Beiträ-
gen erhält die Rentenversi-
cherung in diesem Jahr einen
Bundeszuschuss von 79,2
Milliarden Euro. Das ist
mehr als ein Viertel des
Bundesetats. Zum Vergleich:
Vor 25 Jahren waren es noch
knapp 16,8 Milliarden Euro
beziehungsweise 13 Prozent
der Bundesausgaben. 

LEXIKON

Liberalismus – eine poli-
tisch-philosophische Leh-
re, die besonders die Frei-
heit des Einzelnen betont.
Die Gewalt des Staates hat
nach liberaler Überzeu-
gung nur dann einzugrei-
fen, wenn die Freiheit ei-
nes anderen Einzelnen
verletzt wird. Der Staat
soll demnach so wenig wie
möglich Steuern erheben
und in die Wirtschaft ein-
greifen. Der Liberalismus
steht im Gegensatz zum
Totalitarismus und zu ei-
ner Verstaatlichung. In der
Bundesrepublik werden li-
berale Werte am ehesten
von der FDP vertreten, die
deshalb oft als Liberale be-
zeichnet werden. Die CDU
versteht sich selbst als
konservative, christlich-
soziale, aber auch liberale
Partei. Weil die Idee des Li-
beralismus auf verschie-
dene Themenfelder bezo-
gen wird, wird das Kon-
zept oft mit Zusätzen ver-
sehen wie wirtschaftslibe-
ral, nationalliberal oder
linksliberal. Mit soziallibe-
ral ist eine Koalition aus
SPD und FDP gemeint. Der
Begriff neoliberal wird
meistens im negativen
Sinne verwendet, und
zwar weniger von Men-
schen, die sich selbst als li-
beral verstehen.

BUCHTIPP

Hugo Müller-Vogg, bis
2001 Mitherausgeber der
„Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ und heute unter

anderem
Kolumnist
bei der
„Bild“-Zei-
tung, ent-
wirft ein
„Drehbuch
für die rot-
rot-grüne

Wende“. Es beginnt am 27.
September 2009, dem Tag
der Bundestagswahl, und
endet im Winter 2010 nach
dem Platzen einer weiteren
Großen Koalition. Die Ge-
schichte ist frei erfunden –
und dennoch realistisch.
Denn sie bezieht ein, was
die Politiker von SPD,
Linkspartei und Grünen in
der Vergangenheit gesagt
und geschrieben haben.
Ein Szenario, wie es kom-
men könnte.

Hugo Müller-Vogg: Volks-
republik Deutschland –
„Drehbuch“ für die rot-rot-
grüne Wende, 144 S., 12,90
Euro.

AUCH DAS NOCH

So friedlich kann trotz
hohen Einsatzes der

Wahlkampf sein: Auf der
CD „Wir gehen wählen“
rappen die Vorsitzenden
der fünf größeren saarlän-
dischen Parteien gemein-
sam. Sie werben damit ei-
nerseits einträchtig gegen
Politikverdrossenheit und
andererseits für ihre unter-
schiedlichen Programme. 

KOMPAKT

Haben die
Senioren zu viel
Macht?
ao OSNABRÜCK. Erstmals
sind mehr als ein Drittel
der Stimmberechtigten bei
dieser Bundestagswahl äl-
ter als 60 Jahre. Die Senio-
ren sind damit für die Poli-
tiker eine ganz entschei-
dende Wählergruppe.
Doch bleibt dann über-
haupt noch Platz für die In-
teressen der jungen Men-
schen? Wir wollen von Ih-
nen wissen: Hat die
Stimme der Rentner zu viel
Einfluss auf die Politik?
Oder haben ältere Genera-
tionen ein Recht darauf,
noch stärker beachtet zu
werden? Stimmen Sie ab
auf www.neue-oz.de/wahl/

Forscherteam:
52,9 Prozent für
Schwarz-Gelb
ddp MANNHEIM. Ein
deutsch-amerikanisches
Forscherteam sagt für die
Bundestagswahl einen
Wahlsieg von Union und
FDP voraus. Die Universität
Mannheim veröffentlichte
gestern die Prognose, wo-
nach sie auf 52,9 Prozent der
Stimmen kommen. Die Prog-
nose wurde von Thomas
Gschwend vom Mannhei-
mer Zentrum für Europäi-
sche Sozialforschung und
Helmut Norpoth von der
Stony Brook University in
den USA erstellt. 2002 und
2005 hatten die  Forscher für
Schlagzeilen gesorgt, weil sie
anders als große Umfrage-
institute in ihrer Vorhersage
für Schwarz-Gelb keine
Mehrheit gesehen hatten. 

Auf Tour mit einem blau-gelben Oldtimer: Der niedersächsische FDP-Spitzenkandidat Carl-
Ludwig Thiele und sein Parteifreund Matthias Seestern-Pauly. Foto: Egmont Seiler

Die Senkrechtstarter
Liberale machen in ihrer Partei schnell Karriere

Von Frank Henrichvark

OSNABRÜCK. Das blau-gelbe
„Thiele-Mobil“, mit dem der
liberale Spitzenkandidat
Carl-Ludwig Thiele derzeit
durch Niedersachsen tourt,
ist nicht allein ein Wahl-
kampf-Gag. Der Oldtimer,
ein original Steyr-Feuer-
wehrmannschaftswagen von
1951, begleitet ihn bereits seit
21 Jahren. Damals noch
knallrot lackiert, diente er
dem frisch vermählten Ehe-
paar Thiele schon als Hoch-
zeitskutsche. 

Zu den Liberalen stieß
Thiele bereits vor 30 Jahren.
Als junger Jura-Student habe
er „nicht nur schimpfen,
auch was tun wollen“, sagt er
heute. So kam Carl-Ludwig
Thiele zur Partei Hans-Diet-
rich Genschers – und enga-
gierte sich zunächst einmal
in der Kommunalpolitik, im
Ortsrat seiner Heimatge-
meinde Nahne vor den Toren
Osnabrücks.

Die weiteren Stationen sei-
ner Karriere führten ihn zu-
nächst in den Kreis- und Lan-

desvorstand, seit 1994 auch
in den Bundesvorstand der
Freidemokraten.

Er habe „einen Zeitvertrag
mit dem deutschen Volke“,
hat der Rechtsanwalt Thiele
einmal gesagt. 1990 zog er in
den ersten gesamtdeutschen
Bundestag ein. „Derzeit
führe ich wieder Bewer-
bungsgespräche“, so ergänzt
der Wahlkämpfer jetzt. Und
lässt gleichzeitig durchbli-
cken, dass ihm diese Tätig-
keit angesichts der Stim-
mungslage im Lande auch
viel Spaß macht. 

Denn ob Regierungspartei
oder Oppositionsbank: „Man
kann etwas bewegen“, sagt
Carl-Ludwig Thiele und
nennt kleine und große Bei-
spiele: Dass vor Kurzem in
der neuen U-Bahn-Station
am Brandenburger Tor eine
informative Ausstellung zum
Verlauf der Berliner Mauer
zu sehen ist, geht auf einen
vom Abgeordneten Thiele
eingebrachten interfraktio-
nellen Antrag im Deutschen
Bundestag zurück. Vielleicht
sein größter Erfolg dagegen

war die auch vom Verfas-
sungsgericht gewollte Frei-
stellung des Existenzmini-
mums im Steuerrecht. 

Seit Jahren engagiert sich
Carl-Ludwig Thiele im Fi-
nanzausschuss des Bundes-
tages. Das ist jenes Gremium,
in dem die Einnahmen der
Bundesregierung definiert
werden – und ohne den der
Haushaltsausschuss und das
Kabinett kein Geld zum Aus-
geben in der Schublade hät-
ten. Für Laien mag das eine
staubtrockene Materie sein,
immerhin ist das Zahlenwerk
in drei telefonbuchdicken
Wälzern niedergelegt; ihn
fasziniert die Aufgabe: Dass
Haushaltsrecht sei schließ-
lich „das vornehmste Recht
des Parlaments“, sagt Carl-
Ludwig Thiele. 

Neben dem alten Hasen
Carl-Ludwig Thiele im Wahl-
kreis 40 hat die FDP im Osna-
brücker Land einen Newco-
mer aufgeboten. Ein Minis-
teramt strebe er nicht unbe-
dingt an, sagt Matthias See-
stern-Pauly (25) denn auch
freimütig. Gleichwohl ist der

Student der Germanistik und
Geschichte (gerade hat er
seine Bachelor-Arbeit abge-
schlossen, eine Untersu-
chung zur alliierten Bomben-
kriegsstrategie am Beispiel
Dresden) ein Beispiel dafür,
wie schnell man bei den Frei-
demokraten Karriere ma-
chen kann: 2002 Eintritt bei
den Jungen Liberalen und
ein Jahr später in die FDP,
wurde Seestern-Pauly bereits

Ratsherr und sogar Frakti-
onsvorsitzender (als einer
von zweien) in seiner Hei-
matstadt Bad Iburg. 

Noch sei der Wahltag für
die Bürger sehr weit weg, der
Wahlkampf gar nicht richtig
auf Touren gekommen, sagen
die beiden Liberalen überein-
stimmend. Gleichwohl: „Es
macht richtig Spaß“, berich-
tet der Spitzenkandidat Thie-
le, der in den nächsten Wo-

chen jeden Wahlkreis in Nie-
dersachsen besuchen will und
dabei viel Rückenwind ver-
spürt. „Die zentralen Themen
werden Arbeit und Wachstum
sein. Denn es hat in der Bun-
desrepublik noch niemals
eine solche Krise gegeben“,
sagt Thiele dazu, „die Rah-
menbedingungen für Wachs-
tum und Beschäftigung kön-
nen nur aus der Mitte der Ge-
sellschaft kommen.“ 

PERSÖNLICH

Thomas de Maizière,
Kanzleramtsminister, hat
dem Wunsch nach einem
knalligen Wahlkampf eine
Absage erteilt. „Es gibt ei-
nen Unterschied zwischen
dem Wunsch von Politik-
beratern und Journalisten
nach einem knalligen
Wahlkampf und dem, was
die große Mehrheit der
Bevölkerung meint“, sagte
der CDU-Politiker der in
Halle erscheinenden „Mit-
teldeutschen Zeitung“. Er
glaube nicht, dass sich die
Bevölkerung „nach Pöbe-
leien von Politikern
sehnt“. Foto: AP

Schäuble: Hohe
Terrorgefahr vor
Bundestagswahl
dpa BERLIN. Innenminister
Wolfgang Schäuble (CDU)
hat erneut vor der Gefahr von
Terroranschlägen vor der
Bundestagswahl gewarnt.
„Die Sicherheitsbehörden ar-
beiten sehr aufmerksam,
aber die Gefahr ist unverän-
dert hoch“, sagte er dem
„Handelsblatt“. „Schauen Sie
doch mal, was die Angeklag-
ten im ‚Sauerland-Prozess‘
aussagen. Wer da noch sagt,
das sind nur ein paar Spinner,
die mit Knallfröschen operie-
ren, der ist nicht von dieser
Welt.“ Er fügte hinzu: „Wenn
ich weiß, dass die Terroristen
debattieren, ob man nicht die
Deutschen am schnellsten
aus Afghanistan rausbom-
ben kann, dann muss ich das
sehr ernst nehmen.“ 


